
 

STÄDTE- UND GEMEINDEBUND  

SACHSEN-ANHALT 

Per E-Mail an die 

 

38 Städte und Gemeinden mit Erhebungsstellen zur Durch-

führung des Zensus 

 

im Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt 

 

 

 

 

 

 

Durchführung des Zensus 2022; 

Kostenerstattung nach § 12 ZensAG 2022 LSA  

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

wir kommen zurück auf unsere E-Mail-Rundschreiben vom 05.07.2022 und 14.07.2022. 

 

Darin hatten wir informiert, dass die Bescheide zur Kostenerstattung nach § 12 ZensAG 2022 

LSA – Festsetzung der Schlusszahlung, die Ihnen vor kurzem zugegangen sind, im Falle eines 

Obsiegens der kommunalen Verfassungsbeschwerde gegen § 12 ZensAG 2022 LSA nicht 

zwingend aufgehoben werden müssen und so einer möglichen Nachzahlung entgegenstehen 

könnten. 

 

Wir hatten uns mit dieser Problemlage an das Ministerium für Inneres und Sport des Landes 

Sachsen-Anhalt (MI) gewandt und eine Antwort in der Kalenderwoche 29 erwartet. 

 

Obwohl das MI kein Interesse daran hat, dass die Erhebungsstellen gegen die Kostenerstat-

tungsbescheide Klage erheben, liegt uns bis zum heutigen Tag keine Antwort vor. Allerdings 

laufen in dieser Woche die Fristen für die Rechtsbehelfe der Kostenerstattungsbescheide ab. 

 

Aus dem VG Halle erreichte uns die Information, dass es für die Klageeinreichung eines sach-

dienlichen Klageantrags bedarf. 

 

Dieser könnte daher auf Zahlung einer entsprechenden Summe lauten: 

 

„Es wird beantragt, die Beklagte zu verpflichten, den Kostenerstattungsbescheid vom … da-

hingehend zu ändern, dass er auf Zahlung einer Summe in Höhe von … lautet.“ 

 

oder 
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„Es wird beantragt, den Kostenerstattungsbescheid vom … aufzuheben und die Beklagte zu 

verpflichten, mindestens eine Kostenerstattung in Höhe von … zu zahlen.“ 

 

Hilfsweise könnte geltend gemacht werden: 

 

„Es wird beantragt, den Kostenerstattungsbescheid vom … aufzuheben und die Beklagte zu 

verpflichten, unter Beachtung der Rechtsauffassung des Landesverfassungsgerichts neu zu be-

scheiden.“ 

 

Es ist zu beachten, dass nun die Klagen auch entsprechend begründet werden müssten. Es 

sollte also dargelegt und bewiesen werden, dass die Kosten der Durchführung des Zensus hö-

her sind, als die Kostenerstattung des Landes hier als finanziellen Ausgleich vorsieht. Über-

wiegend haben Sie diese Berechnungen bereits durchgeführt, so dass diese ggf. noch aktuali-

siert werden könnten. Eine Klagebegründung kann u.U. auch zu einem späteren Zeitpunkt 

nachgereicht werden. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Heiko Liebenehm 

Erster Beigeordneter 


